Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der FDP 


betr. Zwangsvollstreckung gegen Angehörige der 
verbündeten Streitkräfte 


Wir fragen die Bundesregierung : 

1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Bestimmungen 
des Truppenvertrages, wonach die Behörden der verbün- 
deten Streitkräfte den deutschen Gerichten Vollstreckungs- 
hilfe zu leisten haben, vielfach in der Praxis dadurch um- 
gangen werden, daß der Kommandeur der Einheit Lohn- 
pfändungen nicht zuläßt oder daß Angehörige der ver- 
bündeten Streitkräfte, gegen die vollstreckt werden soll, 
zu anderen Einheiten innerhalb Deutschlands und auch 
nach Übersee versetzt werden? 

2. Ist die Bundesregierung bereit, in den laufenden Verhand- 
lungen über Änderungen des Truppenvertrages auf eine 
Abstellung dieser Übelstände hinzuwirken? 

3. Warum hat die Bundesregierung nicht schon bei den Ver- 
einbarungen über die sehr hohen Stationierungskosten die 
Beseitigung dieser Benachteiligung deutscher Staatsange- 
höriger durchgesetzt? 


Bonn, den 11. Dezember 1958 


Dr. Becker (Hersfeld) 
Dr. Mende und Fraktion 
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